
Tarifverhandlungen bei der Bahn
In einer betriebswirtschaftlich katastrophalen Lage 
des DB-Konzerns kämpft die EVG für einen Tarif-
vertrag für die kommenden zwei Jahre.
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Schützenhilfe
Bundesregierung will das Wettbewerbsrecht refor-
mieren, damit deutsche Unternehmen sich am Markt 
behaupten können und China ausgeschlossen wird.

Seite 5

18. September 2020 · Nr. 38 · 52. Jahrgang PVSt K 4956 D · Entgelt bezahlt · 2,80 €

Sozialistische 
Wochenzeitung 
Zeitung der DKP

www.unsere-zeit.de

Thema der Woche

Indikator für gesellschaftliche Widersprüche
Auch in Leipzig ordnet sich die Wohnungspolitik dem Profit unter

Connewitz, ein Stadtteil im Leipzi-
ger Süden, macht Schlagzeilen. Erst 
kürzlich schlug die polizeiliche Be-
endigung zweier Hausbesetzungen 
in gewaltsame Proteste um. Hier 
knallt es, selbst wenn an einer ande-
ren Ecke der Stadt Konflikte aufbre-
chen, die durch Wohnungsnot und 
Gentrifizierung verursacht sind. Die 
Ausein andersetzungen in Connewitz, 
die Wohnungspolitik betreffend, dür-
fen als „Indikator für gesellschaftliche 
Widersprüche“ (Andrej Holm) gelten. 
Das sollte der Stadt- und Landesre-
gierung klar sein. Stattdessen wird 
alle Not an Wohnraum, der auch für 
ganz kleine Einkommen bezahlbar ist, 
geleugnet. Es gebe in Leipzig bezahl-
baren Wohnraum, lässt Oberbürger-
meister Jung verlauten.

Aber in Connewitz nicht mehr. 
Hier steigen die Mieten am stärks-
ten in ganz Leipzig, um 48 Prozent 
in den letzten fünf bis sechs Jahren, 

in anderen Stadtteilen teilweise um 
40 oder 36 Prozent. So ist Connewitz 
die Probe aufs Exempel für das, was 
in Leipzig geschieht, weil bürgerli-
che Wohnungspolitik, dem Privatei-
gentum verpflichtet, aktiv das Risiko 
für Spekulanten und Immobilienhaie 
ausschaltet.

Mit 86 Prozent Mieterhaushalten 
ist Leipzig eine Mieterstadt. In der 
DDR betrug die Mietbelastungsquo-
te circa 2,3 Prozent des Realeinkom-
mens der Arbeiter-und-Angestellten-
Haushalte. Zwei Drittel der tatsächli-
chen Kosten trug der Staat. Heute, wo 
die Wohnung eine Ware und geldwert 
ist, beträgt sie etwa 30 Prozent des Re-
aleinkommens. Ab 2007 begannen in 
Leipzig die Mieten erneut deutlich zu 
steigen. Nicht etwa schlechthin infol-
ge der wachsenden Einwohnerzahl 
(um 11,5 Prozent ab 2013 auf aktuell 
circa 606.000 Menschen), sondern in-
folge der besonderen ökonomischen 

Gesetzmäßigkeiten, die für die Woh-
nungsware gelten. Die Durchschnitts-
miete im Angebot beträgt heute 7,- 
Euro kalt/qm², 25 Prozent mehr als 
2013. Da kann es doch nicht lapidar 
heißen, Wohnraum ist bezahlbar. 
Über 10.000 Sozialwohnungen feh-
len in Leipzig (2015 hatten 20.000 
ihren Bestandsschutz verloren). Der 
Bestand ist auf 357 Sozialwohnungen 
gesunken.

Die Immobilienpreise in Leipzig 
sind in den letzten 10 Jahren um etwa 
50 Prozent gestiegen. Jährlich wären 
ungefähr 3.000 bis 4.000 neue Woh-
nungen nötig, insbesondere auf nied-
rigem Mietniveau, um das Defizit an 
Wohnungen auszugleichen. Der Woh-
nungsleerstand ist innerhalb der letz-
ten sieben Jahre von 12 auf unter 2 
Prozent gesunken. Aber nach Schät-
zungen stehen noch rund 350 kom-
plette Häuser leer, die saniert werden 
könnten – Spekulationsobjekte, die 

sich nach der Sanierung nicht mehr 
durch niedrige Mieten auszeichnen. 
Der Gesamtumsatz auf dem Leip-
ziger Immobilienmarkt hat sich von 
958 Millionen Euro im Jahr 2010 auf 
über 3,4 Milliarden Euro erhöht. Vom 
aktuellen Wohnungsbestand gehören 
circa 10 Prozent zur Leipziger Woh-
nungsbau Gesellschaft (LWB), 15 
Prozent sind im Eigentum von Genos-
senschaften und mehr als 50 Prozent 
befinden sich in Privatbesitz. Wobei 
auch in Leipzig die private Immobili-
enwirtschaft – so im „Bündnis für be-
zahlbares Wohnen“ – ihren Einfluss 
ausübt.

Die Wohnungsfrage ist eine Klas-
senfrage, auch in Leipzig. Den Betrof-
fenen hilft nur Zusammenschluss, So-
lidarität, Organisierung und eben der 
unüberhörbare Protest auf der Stra-
ße. In Leipzig haben sie das schon oft 
bewiesen.
 Herbert Münchow

Nachdem das Flüchtlingslager 
Moria auf der griechischen In-
sel Lesbos, in dem rund 13.000 

Menschen eingesperrt waren, bereits 
am 9. September abgebrannt ist, sind 
die Betroffenen noch immer weitest-
gehend auf sich selbst gestellt. Obwohl 
eine Reihe an Menschenrechts- und 
Flüchtlingsorganisationen, Vertreter 
von Linkspartei, Bündnis 90/Die Grü-
nen, SPD und selbst 16 Bundestagsab-
geordnete aus der CDU/CSU-Fraktion 
Bundesinnenminister Horst Seehofer 
(CSU) aufforderten, zumindest einen 
Teil der Geflüchteten nach Deutsch-
land zu bringen, bleibt dieser hart. Da-
bei meldeten sich in den vergangenen 
Tagen über 170 Kommunen und Städ-
te und erklärten sich bereit, Flüchtlin-
ge aufzunehmen. Seehofer beharrt je-

doch auf einer „europäischen Lösung“ 
der Flüchtlingsfrage, gleichwohl auch 
er weiß, dass diese als ausgesprochen 
unrealistisch gilt. So verweigern sich 
mittlerweile keineswegs nur die übli-
chen reaktionär regierten Länder wie 
Ungarn oder Polen einer humanitären 
Lösung. Auch das von den Konserva-
tiven und Grünen regierte Österreich 
und selbst die als liberal geltenden 
Niederlande wollen keine Geflüchte-
ten aufnehmen. 

Für die Betroffenen, deren Situati-
on auch schon vor dem Brand äußerst 
katastrophal war, stellt diese Ignoranz, 
zu Ende gedacht, nicht weniger als eine 
lebensbedrohliche Situation dar. So be-
richteten Flüchtlinge, bereits seit Tagen 
nichts mehr gegessen zu haben. Auch 
an Getränken, sicheren Schlafmög-

lichkeiten mangelt es. Eine bedarfsge-
rechte Gesundheitsversorgung findet 
nirgendwo mehr statt und ein Schutz 
vor einen Ausbruch mit weiteren Co-
vid-19-Infektionen ist ebenfalls nicht 
gewährleistet. Zu dieser humanitären 
Katastrophe hätte es jedoch niemals 
kommen müssen. Das Lager auf Les-
bos existiert bereits seit Jahren. Eben-
falls seit Jahren wäre es möglich gewe-
sen, die dort gestrandeten Menschen 
in den verschiedenen EU-Ländern zu 
verteilen und ihnen einen Perspektive 
zu bieten. Rund 13.000 Menschen sind, 
im Verhältnis zur EU mit ihren knapp 
448 Millionen Einwohnern betrachtet, 
keine große Menschenmenge. 

„Die aktuelle Notlage zeigt das to-
tale Scheitern der EU-Politik im Um-
gang mit den Geflüchteten, wofür die 

deutsche Regierung zur Zeit besonde-
re Verantwortung trägt“, kritisierte die 
„Internationale Liga für Menschen-
rechte“. 

Die Bundesregierung selbst will je-
doch offenbar auch weiterhin an ihrer 
Position festhalten, nur 100 bis 150 un-
begleitete minderjährige Flüchtlinge 
aus Moria aufnehmen. Eben dies hat-
te Seehofer als „Beispiel praktizierter 
Nächstenliebe“ bezeichnet. 

„Diese Zurückhaltung ist widerlich, 
denn damit verweigert die Bundesre-
gierung Menschen, um deren Leben 
es geht, die wirklich notwendige Hilfe“, 
kritisierte Ulla Jelpke, innenpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion. 

„Wir erwarten die gleichen Maß-
nahmen, wie wenn sich über 10.000 eu-
ropäische Touristinnen und Touristen 
in akuter Gefahr befänden: Temporäre 
Unterbringungen müssen geschaffen, 
die Essens- und Wasserversorgung so-
fort sichergestellt, medizinisches Per-
sonal muss eingeflogen werden. Nicht 
irgendwann, sondern sofort! Zeitgleich 
ist eine Luftbrücke zu organisieren, um 
die Schutzsuchende möglichst schnell 
nach Deutschland und in andere euro-
päische Länder auszufliegen“, forder-
ten auch zwölf zivilgesellschaftliche 
Organisationen – darunter Pro Asyl 
– in einem Brief an Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU). 

Auch Patrik Köbele, Vorsitzender 
der Deutschen Kommunistischen Par-
tei (DKP), forderte die Bundesregie-
rung auf, den Geflüchteten umgehend 
zu helfen. „Was hier von den politisch 
Verantwortlichen aufgeführt wird, ist 
absolut menschenunwürdig“, sagte er 
auf UZ-Anfrage. Der EU stehe es auf-
grund der von ihr zu verantwortenden 
und auch maßgeblich verursachten Ka-
tastrophe gut zu Gesicht, Begrifflich-
keiten wie Menschenrechte, Humanis-
mus und Solidarität künftig besser aus 
ihrem Wortschatz zu streichen“, so der 
DKP-Vorsitzende.
 Markus Bernhardt

„Europäische“ Lösung
Bundesinnenminister blockiert Hilfe für Geflüchtete aus griechischen Flüchtlings-
lagern. Dabei würden selbst 170 deutsche Kommunen gern umgehend helfen
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Seit Jahren sind auch Kinder und Jugendliche in Moria eingesperrt

Kommunalwahlen 
in NRW
Verloren haben bei den Kommunalwah-
len in Nordrhein-Westfalen so ziemlich 
alle, vor allem aber wohl die arbeiten-
den Menschen des Bundeslandes. Ihre 
Sorgen und ihre Interessen sind von 
den großen Parteien kaum thematisiert 
worden, die linken Kräfte zeigten sich 
zu schwach, um eine linke Kommu-
nal- und Sozialpolitik ins Zentrum des 
Wahlkampfes zu rücken. Lediglich 51,9 
Prozent der Wahlberechtigten gaben 
ihre Stimme ab.

CDU und SPD fuhren die schlech-
testen Ergebnisse ihrer Geschichte in 
NRW ein. Die Linkspartei verlor lan-
desweit 0,8 Prozent und kam auf 3,8 
Prozent der Stimmen.

Gewinner der Wahlen sind „Bünd-
nis 90/ Die Grünen“ und die AfD, die 
im Vergleich zu den letzten Kommunal-
wahlen deutlich zulegten, aber nicht an 
Erwartungen beziehungsweise den Er-
gebnissen der vorangegangenen Bun-
destagswahl oder der EU-Wahl an-
knüpfen konnten. Die AfD kam auf 5 
Prozent, gemessen an den 9,4 Prozent 
der Zweitstimmen, die sie bei der Bun-
destagswahl 2017 in NRW erhielt, wird 
sich ihre Freude aber auch in Grenzen 
halten.

In einigen Städten des Landes stand 
die DKP auf den Stimmzetteln. Ihre Er-
gebnisse finden Sie auf der Seite 8.

EU für Klima-Ausverkauf
EU-Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen verkündete am Mittwoch 
in Brüssel, die Europäische Union wolle 
ihr Klimaziel erhöhen. Bis 2030 soll der 
CO2-Ausstoß im Vergleich zu 1990 um 
55 statt der bisherigen 40 Prozent redu-
ziert werden. Dazu veröffentlichte die 
EU-Kommission einen neuen Klima-
plan. „Mit diesem Klimagesetz setzen 
wir neue Standards beim Klimaschutz 
für den größten Wirtschaftsraum der 
Welt“, freute sich der Grüne-Abgeord-
nete Michael Bloss. Klimaaktivistin Lu-
isa Neubauer von „Fridays for Future“ 
kritisierte, der Vorstoß der EU-Kom-
mission sei nicht ausreichend.

Um das 55-Prozent-Ziel zu errei-
chen, will von der Leyen den Ausver-
kauf der öffentlichen Daseinsvorsorge 
ankurbeln. Der EU-Emissionshandel 
soll auf Gebäude und den Straßenver-
kehr ausgeweitet werden. Offen bleibt 
jedoch, wie man Emissionen reduzieren 
will. Laut einer Studie der Klimaschüt-
zerlobby „European Climate Founda-
tion“ (ECF) dürfe beispielsweise der 
Verkehr dabei nicht wachsen, er müs-
se bestenfalls um 10 Prozent sinken. Je-
doch setzt man in der EU nicht auf den 
Ausbau des Öffentlichen Nahverkehrs, 
sondern auf die Förderung der individu-
ellen E-Mobilität.

KLS auf Wanderschaft
Die zentrale Bildungsstätte der DKP, 
die Karl-Liebknecht-Schule, geht wie-
der auf Reisen. Im Rahmen der Aktion 
„KLS vor Ort“ findet vom 11. bis De-
zember eine „Einführung in den Mar-
xismus-Leninismus“ in der Jugendher-
berge in Halle statt. Das Seminar will 
einen Einstieg in die drei grundlegen-
den Bestandteile des Marxismus-Leni-
nismus vermitteln: Marxistische Philo-
sophie, Politische Ökonomie und Wis-
senschaftlicher Sozialismus. 
Anmeldungen sind bis zum 10. Oktober 
unter bildung@dkp.de möglich.

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt der Aufruf 
„Glyphosat-Stopp jetzt“ der „Coordi-
nation gegen BAYER-Gefahren“ bei.

Zerstörung des Menschen
Herrschaft, Profit und Besitz sind die höchs-
ten Werte, die „Plusmacherei“ ist der kate-
gorische Imperativ praktischen Handelns, 
die Allianz von Kapital und politischer Macht 
sucht die Weltherrschaft zu erobern. Das ist 
das Daseinsprinzip des entwickelten Impe-
rialismus. Ihm entspricht die Psychose als 
Normalzustand.
Das ist das Fazit einer Analyse des marxis-
tischen Philosophen und Literaturwissen-
schaftlers Thomas Metscher.
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ganz kleine Einkommen bezahlbar ist, 
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baren Wohnraum, lässt Oberbürger
meister Jung verlauten.

Aber in Connewitz nicht mehr. 
Hier steigen die Mieten am stärks
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Gesetzmäßigkeiten, die für die Woh-
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sich nach der Sanierung nicht mehr 
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absolut menschenunwürdig“, sagte er 
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